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Bildung, Anerkennung und Berufsberechtigung in Österreich  

Vom konfessionellen Bildungsprivileg zur kompetenzbezogenen Qualifikationsordnung – 

und zum Weisheitskompass als Modell reflektierter Wissensweitergabe  

Wissenschaftlicher Essay · Rechtsstand 22. September 2026 

Abstract. Die österreichische Bildungs- und Berufsrechtsgeschichte lässt sich als langfristige Verschiebung jener 

Instanzen lesen, die darüber entscheiden, was als hinreichende Qualifikation gilt. Im 17. Jahrhundert waren 

Wissen und Beruf wesentlich durch Korporation, Konfession und Stand geordnet; seit dem 18. Jahrhundert 

beanspruchte zunehmend der Staat die Definitionsmacht über Schule, Universität, Prüfung und Berufszugang. 

Matura, Gewerbeordnung, Meister- und Befähigungsprüfung, Fachhochschule, Privathochschule und die 

Interdisciplinary Transformation University (IT:U) in Linz markieren unterschiedliche Stadien dieser 

Entwicklung. Der Essay zeigt, dass „Anerkennung“ heute kein einheitlicher Rechtsakt ist: akademische 

Gültigkeit, Anrechnung einzelner Prüfungen, berufsrechtliche Befähigung und haftungsrechtliche 

Verantwortung sind auseinanderzuhalten. Im Zentrum steht schließlich der „Weisheitskompass“ als Modell 

einer interdisziplinären, philosophisch-spirituellen und zugleich rechtlich reflektierten Wissensweitergabe. Er 

verbindet technische, sicherheitsbezogene, organisatorische, wirtschaftliche, philosophische und spirituelle 

Perspektiven, ohne daraus eine universale Berufsberechtigung abzuleiten. Gerade in dieser Unterscheidung 

zwischen Wissen, Befugnis und Verantwortung liegt seine juristische und bildungstheoretische Stärke. 
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1. Bildung als institutionalisierte Kompetenzordnung 

Wer die österreichische Bildungsgeschichte lediglich als Abfolge von Schulformen, Universitätsgesetzen und 

akademischen Graden erzählt, verfehlt ihren rechtlichen Kern. Bildung ist seit der frühen Neuzeit immer auch 

eine Ordnung der Legitimation. Eine Institution erklärt, dass ein Mensch bestimmte Kenntnisse erworben hat; 

eine andere Rechtsnorm entscheidet, welche Wirkung dieser Erklärung zukommt. Historisch wandeln sich dabei 

sowohl die zuständigen Institutionen als auch die Kriterien der Anerkennung. Deshalb ist die heutige Frage, ob 

ein Zeugnis „anerkannt“ sei, ohne Angabe des Zwecks unvollständig. Ein Abschluss kann zum Studium 

berechtigen, ohne einzelne Lehrveranstaltungen zu ersetzen; er kann akademisch voll wirksam sein, ohne ein 

reglementiertes Gewerbe zu eröffnen; und selbst eine gültige Berufsberechtigung enthebt den Berufsträger nicht 

der Pflicht, im konkreten Auftrag jene Fachkunde aufzubringen, die das Zivilrecht von ihm verlangt. 

Für die Zeit vor 1918 ist schon der Begriff „Österreich“ mit Vorsicht zu verwenden. Je nach Epoche 

bezeichnet er die habsburgischen Erblande, das Kaisertum Österreich oder die österreichische Reichshälfte der 

Doppelmonarchie, nicht die heutige Republik. Dennoch lässt sich eine bemerkenswerte Kontinuität verfolgen: 

Sie führt von korporativer und konfessioneller Autorität über staatlich standardisierte Prüfungen bis zu einer 
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Gegenwart, in der Lernergebnisse, Kompetenzprofile, akademische Grade und besondere Berufsrechte 

nebeneinanderstehen. Die moderne Qualifikationsordnung ist daher keine lineare Rangordnung von „niedrigen“ 

und „hohen“ Abschlüssen, sondern ein Netz unterschiedlicher Rechtswirkungen. 

Diese Perspektive ist mehr als eine historische Beobachtung. Sie erklärt, weshalb moderne Bildungsbiografien 

rechtlich nur dann angemessen beurteilt werden können, wenn zwischen Wissen, Nachweis und Berechtigung 

unterschieden wird. Ein Mensch kann über weit mehr Wissen verfügen, als in einer einzelnen Urkunde sichtbar 

wird; ebenso kann eine Urkunde Rechtswirkungen entfalten, die über ihren bloßen Bildungsinhalt hinausreichen. 

Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht: Welcher Titel steht hinter dem Namen? Sondern: Welche 

Qualifikation wurde in welchem Verfahren nachgewiesen, und für welchen konkreten Zweck soll daraus eine 

Rechtsfolge abgeleitet werden? 

2. Vom konfessionellen Bildungswesen zum staatlichen Prüfungswesen 

Im 17. Jahrhundert war höhere Bildung in den österreichischen Ländern weder allgemeines Bürgerrecht noch 

neutraler staatlicher Dienst. Universitäten waren privilegierte Korporationen, deren institutionelle Ordnung eng 

mit Konfession, Herrschaft und gesellschaftlichem Status verbunden war. Für Wien ist die Inkorporation des 

Jesuitenkollegs in die Universität durch die Anordnungen Ferdinands II. von 1622 und die „Pragmatische 

Sanktion“ von 1623 besonders aussagekräftig. Philosophie und Theologie wurden über lange Zeit stark durch die 

jesuitische Studienordnung geprägt; akademische Ausbildung war damit Teil einer konfessionell-politischen 

Ordnung des Wissens.[1] Ein akademischer Grad dokumentierte folglich nicht nur individuelle Kenntnisse, 

sondern zugleich Zugehörigkeit zu einer privilegierten gelehrten Welt. 

Eine strukturell vergleichbare Ordnung bestand im Handwerk. Zünfte regelten den Zugang zum Gewerbe, 

die Ausbildung vom Lehrling über den Gesellen bis zum Meister und vielfach auch die Zahl selbständiger 

Betriebe. Universität und Zunft waren in unterschiedlicher Weise Korporationen des Wissens: Die eine 

legitimierte gelehrte, die andere handwerklich-berufliche Kompetenz. Der moderne Gedanke, ein abstraktes 

Zeugnis könne unabhängig von Herkunft und korporativer Zugehörigkeit eine allgemein verwertbare 

Qualifikation bescheinigen, war erst in Ansätzen vorhanden. 

Der grundlegende Wandel setzte im 18. Jahrhundert ein. Die theresianisch-josephinischen Reformen 

verstanden die Universität zunehmend als öffentliche Anstalt, deren Organisation, Berufungspolitik und 

Studienbetrieb staatlicher Kontrolle unterlagen. Die mittelalterliche Selbstständigkeit der Universität wurde 

zugunsten einer auf Staatsdienst, Medizin, Recht und geordnete Ausbildung ausgerichteten Institution 

zurückgedrängt.[2] Mit der Allgemeinen Schulordnung von 1774 begann zugleich das staatliche 

Pflichtschulwesen; auf diese Reform datiert das österreichische Bildungsministerium die Anfänge des staatlichen 

Schulwesens und die Einführung einer sechsjährigen Schulpflicht.[3] 

Diese Reformen bedeuteten noch keine Demokratisierung im heutigen Sinn. Soziale, konfessionelle und 

geschlechtsspezifische Schranken blieben erheblich. Ihre rechtshistorische Bedeutung liegt vielmehr im Wechsel 

der zuständigen Autorität: Nicht mehr nur Kirche, Stand oder Korporation, sondern zunehmend der Staat 

definierte Lehrinhalte, Institutionen und Prüfungen. Damit entstand der moderne Typus des Zeugnisses als 

rechtlich normierter Vertrauensnachweis. Das Zeugnis sollte nicht mehr primär sagen, zu welcher Gemeinschaft 

jemand gehörte, sondern was nach einem geregelten Verfahren gelernt und geprüft worden war. 

3. 1812, 1849 und 1859: Verantwortung, Matura und Gewerbefreiheit 

Drei Daten verdichten die Transformation des 19. Jahrhunderts: 1812, 1849 und 1859. Mit dem Inkrafttreten 

des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches am 1. Jänner 1812 wurde in § 1299 ABGB ein Haftungsprinzip 

verankert, das bis heute wirkt. Wer öffentlich eine Tätigkeit übernimmt, deren Ausführung besondere 

Kenntnisse oder einen nicht gewöhnlichen Fleiß verlangt, gibt rechtlich zu erkennen, dass er sich diese 

Kenntnisse zutraut; den Mangel daran hat er grundsätzlich zu vertreten.[5] Die Norm regelt nicht den Zugang zu 
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einem Beruf, sondern die Verantwortung nach Übernahme einer qualifizierten Tätigkeit. Dadurch trennt sie früh 

formale Befugnis von tatsächlich geschuldeter Fachkunde. 

Die Reform von 1849 setzte an einer anderen Stelle an. Im Gefolge der Revolution von 1848 wurden 

Gymnasium und Universität neu geordnet. Die von Franz Serafin Exner und Hermann Bonitz vorbereitete und 

unter Unterrichtsminister Leo Graf Thun-Hohenstein politisch umgesetzte Reform verband das bis dahin 

sechsjährige Gymnasium mit zwei philosophischen Vorbereitungsjahren. Das Ergebnis war das achtklassige 

Gymnasium, an dessen Ende die Maturitätsprüfung stand. Die Matura wurde zur geregelten Schnittstelle 

zwischen Schule und Universität: Sie sollte allgemeine wissenschaftliche Reife nachweisen und den Zugang zum 

Universitätsstudium strukturieren. 

Die Bedeutung dieses Schrittes liegt weniger in der Erfindung einer zusätzlichen Prüfung als in der 

funktionalen Trennung zweier Institutionen. Das Gymnasium übernahm die Aufgabe, eine allgemeine 

akademische Vorbildung zu bescheinigen; die Universität konnte sich stärker auf wissenschaftliche Lehre und 

Forschung konzentrieren. Prüfung und Berechtigungswirkung wurden damit systematisch gekoppelt. Das 

Maturazeugnis war nicht bloß Erinnerung an eine bestandene Prüfung, sondern eine rechtlich relevante 

Anschlussurkunde. 

Nur zehn Jahre später brachte die Gewerbeordnung von 1859 eine vergleichbare Neuordnung des 

Wirtschaftslebens. Sie vereinheitlichte das Gewerberecht und war vom Grundsatz der Gewerbefreiheit getragen; 

bestimmte konzessionierte Gewerbe blieben aus Schutzgründen ausgenommen.[4] Die zünftische Zugehörigkeit 

verlor damit ihre zentrale Zugangsfunktion. Die Liberalisierung erwies sich freilich nicht als Endpunkt. Schon 

die Novellen der 1880er-Jahre führten bei handwerksmäßigen Gewerben wieder qualifikationsbezogene 

Nachweise ein. Das moderne System des Befähigungsnachweises entstand somit gerade aus dem 

Spannungsverhältnis zwischen wirtschaftlicher Freiheit und dem Schutz vor fachlich unzureichender 

Berufsausübung. 

Matura und Gewerbeordnung sind historisch enger verwandt, als es zunächst scheint. Beide ersetzen 

ständisch-korporative Zugangsmuster durch allgemeiner formulierte rechtliche Kriterien. Zugleich entsteht eine 

Frage, die bis heute fortwirkt: Welche Prüfung darf für welchen Zweck als hinreichender Kompetenznachweis 

gelten? 

4. Vom Elitensystem zum pluralistischen Hochschulwesen 

Das 19. und 20. Jahrhundert brachten eine schrittweise soziale Ausweitung des Bildungszugangs. Das 

Reichsvolksschulgesetz von 1869 vereinheitlichte das Pflichtschulwesen und verlängerte die Schulpflicht. Die 

Öffnung höherer Bildung verlief deutlich langsamer. Frauen erhielten erst ab dem ausgehenden 19. Jahrhundert 

schrittweise Zugang zu Gymnasium und Universität. Nach 1918 wurde das Bildungssystem weiter 

demokratisiert; die große Schulgesetzgebung von 1962 verlängerte die Schulpflicht auf neun Jahre und schuf 

Strukturen, die das österreichische Schulwesen bis heute prägen.[3] 

Für die Gegenwart entscheidend ist jedoch die institutionelle Differenzierung seit den 1990er-Jahren. Bis 

dahin wurde Hochschulbildung in Österreich weitgehend mit Universität gleichgesetzt. Das Fachhochschul-

Studiengesetz von 1993 schuf einen eigenständigen Hochschulsektor, der wissenschaftliche Fundierung mit 

stärkerer Berufsorientierung verbindet. Aus rechtlicher Sicht war damit eine wichtige Monopolstellung beendet: 

Ein vollwertiger Hochschulabschluss musste nicht mehr aus einer klassischen Universität stammen. 

Fachhochschulen wurden zu eigenständigen Trägern akademischer Qualifikation und zu Schnittstellen zwischen 

wissenschaftlicher Ausbildung und Berufspraxis. 

Eine zweite Differenzierung erfolgte mit der Zulassung privater Hochschulen. Heute regelt das 

Privathochschulgesetz einen staatlich akkreditierten Sektor von Privathochschulen und Privatuniversitäten. 

Besonders wichtig ist § 8 PrivHG: Gleichlautende akademische Grade mit jenen des Universitätsgesetzes haben 

dieselbe rechtliche Wirkung; bei entsprechenden Studien muss das Ergebnis der Gesamtausbildung gleichwertig 
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sein.[6] Die private Trägerschaft macht einen solchen Abschluss daher nicht zu einem bloßen privaten Zertifikat. 

Seine akademische Wirksamkeit beruht auf gesetzlicher Anerkennung und Qualitätssicherung. 

Gleichwohl ist aus dieser akademischen Gleichwirkung keine universelle Berufsberechtigung abzuleiten. 

Gerade hierin liegt eine der häufigsten Fehlvorstellungen des gegenwärtigen Anerkennungsdiskurses. Der Satz 

„Der Abschluss ist staatlich anerkannt“ beantwortet nur eine bestimmte Frage: die akademische Rechtsstellung 

des Abschlusses. Ob einzelne Prüfungen an einer anderen Hochschule angerechnet werden, ob der Abschluss 

fachlich für einen bestimmten Master geeignet ist oder ob er eine berufsrechtliche Zulassungsvoraussetzung 

erfüllt, richtet sich nach anderen Normen. 

Der Nationale Qualifikationsrahmen verstärkt diese Differenzierung. Er ordnet Qualifikationen nach 

Lernergebnissen in acht Niveaus ein und dient der Transparenz und Vergleichbarkeit; § 1 Abs. 4 NQR-Gesetz 

stellt jedoch ausdrücklich klar, dass die Zuordnung keine Rechtswirkungen für berufliche oder sonstige 

Berechtigungen entfaltet.[7] Deshalb kann etwa eine Meisterprüfung auf einem hohen Qualifikationsniveau 

liegen, ohne dadurch automatisch ein akademischer Grad oder eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung 

zu werden. Vergleichbarkeit des Niveaus ist nicht Gleichartigkeit der Rechtswirkung. 

5. Anerkennung im modernen Hochschulrecht: vom Institutionstitel zum 

Lernergebnis 

Im modernen Hochschulrecht wird „Anerkennung“ zunehmend kompetenzbezogen verstanden. § 78 UG 

verpflichtet zur Anerkennung positiv beurteilter Prüfungen und anderer Studienleistungen, wenn keine 

wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen beziehungsweise Lernergebnisse bestehen 

und die Leistung an einer gesetzlich erfassten Bildungseinrichtung erbracht wurde.[8] Das Fachhochschulgesetz 

verfolgt dieselbe Richtung. § 12 FHG stellt auf lehrveranstaltungs- oder modulbezogene Lernergebnisse ab und 

verlangt Anerkennung, wenn keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich Inhalt und Umfang bestehen.[9] 

Für HTL-Absolventen ist diese Entwicklung aufschlussreich. Das Reife- und Diplomprüfungszeugnis kann 

unmittelbar die Hochschulzugangsberechtigung vermitteln, doch daraus folgt keine pauschale „Umrechnung“ 

der fünfjährigen HTL in Hochschulsemester. Für die Anrechnung einzelner technischer Fächer ist zu prüfen, ob 

die konkreten Lernergebnisse ein bestimmtes Hochschulmodul ersetzen können. Zugang und Anrechnung sind 

somit unterschiedliche Rechtsfragen. 

Auch der Übergang von einem FH-Bachelor zu einem universitären Master zeigt die notwendige Trennung. 

Der FH-Bachelor ist ein Hochschulabschluss; daraus folgt aber nicht der Zugang zu jedem beliebigen Master. 

Die Zieluniversität darf die fachliche Anschlussfähigkeit des konkreten Vorstudiums prüfen und bei 

wesentlichen Unterschieden Ergänzungen verlangen. Institutionelle Gleichrangigkeit bedeutet folglich nicht 

curriculare Identität. 

Die Meisterprüfung verdeutlicht die Grenzen eines linearen Bildungsmodells. Nach § 20 GewO dienen 

Meister- und Befähigungsprüfungen dem Nachweis fortgeschrittener Kenntnisse, Fertigkeiten und 

Kompetenzen oberhalb der beruflichen Erstausbildung.[10] Daraus folgt eine hohe berufliche Qualifikation, 

aber kein automatischer akademischer Status. Der Meister kann über besondere praktische, unternehmerische 

und leitende Kompetenzen verfügen, während der Bachelor wissenschaftlich-akademische Lernergebnisse eines 

Curriculums dokumentiert. Beide Qualifikationen können in einem Qualifikationsrahmen vergleichbar sein und 

bleiben dennoch verschieden. 

Mindestens vier Anerkennungsebenen sind auseinanderzuhalten: die Gültigkeit des Abschlusses, die 

Anerkennung einzelner Prüfungen, die Zulassung zu einer weiteren Bildungsebene und die berufsrechtliche 

Verwertbarkeit. Eine fünfte Ebene tritt hinzu, sobald die qualifizierte Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird: die 

haftungsrechtliche Fachverantwortung. Erst diese Trennung verhindert, dass aus einem akademischen Titel 

Rechtsfolgen abgeleitet werden, die das Berufsrecht gar nicht vorsieht. 
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6. Gewerbeordnung, Meisterprüfung und Ingenieurbüro: Qualifikation ist 

zweckgebunden 

Die Gewerbeordnung 1994 führt die historische Entwicklung vom Zunftwesen zur staatlichen 

Berufszulassung fort. Bei reglementierten Gewerben verlangt sie einen Befähigungsnachweis. § 18 GewO 

überlässt es den einschlägigen Verordnungen, festzulegen, durch welche Belege, einzeln oder in Kombination, 

die fachliche Befähigung als nachgewiesen gilt.[11] Ein Studium, ein Schulabschluss, eine Meister- oder 

Befähigungsprüfung und fachliche Praxis sind nicht allgemein austauschbar; ihre Bedeutung ergibt sich aus dem 

jeweiligen Gewerbe. 

Das Ingenieurbüro nach § 134 GewO ist hierfür ein klarer Modellfall. Sein Gewerbeumfang umfasst 

Beratung, Pläne, Berechnungen, Studien, Untersuchungen, Messungen, Projektentwicklung und -leitung, 

Überwachung, Abnahme sowie Gutachten. Diese Tätigkeiten sind an einschlägige Fachgebiete gebunden, die 

einer Studienrichtung oder einer entsprechenden Ausbildung an Universität, Fachhochschule oder 

berufsbildender höherer Schule entsprechen.[12] Das Recht knüpft damit nicht nur an die formale Höhe einer 

Qualifikation, sondern an ihre professionelle Zuordnung. 

Daraus folgt, dass ein technischer Mastergrad die Gewerbeberechtigung nicht automatisch erzeugt. Der 

einschlägige Studienabschluss kann das Ausbildungselement des Befähigungsnachweises erfüllen; hinzu treten 

die vorgesehene Fachpraxis und die Befähigungsprüfung. Studium, Praxis und Prüfung erfüllen unterschiedliche 

Funktionen: Das Studium dokumentiert wissenschaftlich-technische Grundlage, die Praxis berufliche 

Anwendungserfahrung, die Befähigungsprüfung die spezifische Eignung zur selbständigen Berufsausübung. 

Eine HTL-Ausbildung kann im selben Gewerbe einen anderen Zugangsweg eröffnen, ohne deshalb „gleich“ 

mit einem Universitätsstudium zu sein. Der BHS-Weg verlangt grundsätzlich eine längere Fachpraxis als der 

Hochschulweg. Das zeigt, wie wenig eine simple Rangordnung „HTL – Bachelor – Master“ das Berufsrecht 

erklärt. Entscheidend ist, welche Kombination aus Theorie, Praxis und Prüfung für das konkrete Fachgebiet 

vorgesehen ist. 

Für atypische Bildungsbiografien enthält § 19 GewO ein wesentliches Korrektiv. Kann der formale 

Befähigungsnachweis nicht in der vorgesehenen Form erbracht werden, ist die individuelle Befähigung 

festzustellen, wenn die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen durch andere Beweismittel 

nachgewiesen sind; nötigenfalls kann die Feststellung auf Teiltätigkeiten beschränkt werden.[13] Dieses 

Instrument ersetzt die Qualifikationsanforderung nicht, sondern flexibilisiert den Nachweisweg. Gerade darin 

liegt die Brücke zwischen einem traditionell typisierten Gewerberecht und modernen Bildungsprofilen. 

Ergänzend eröffnet § 32 GewO Gewerbetreibenden begrenzte Nebenrechte. Leistungen anderer Gewerbe 

dürfen die eigene Leistung wirtschaftlich sinnvoll ergänzen, ohne dass dadurch ein zweites Gewerbe „durch die 

Hintertür“ betrieben werden dürfte. Der wirtschaftliche Schwerpunkt und die Eigenart des Betriebs müssen 

gewahrt bleiben; bei Leistungen reglementierter Gewerbe gelten zusätzliche quantitative Grenzen. Das 

sogenannte „Hineinarbeiten“ erweitert daher eine bestehende Befugnis, ersetzt aber nicht den Erwerb einer 

neuen Hauptberechtigung. 

7. Freie Berufe, Wirtschaftstreuhänder und § 1299 ABGB 

Die Gegenüberstellung von Ingenieurbüro und Steuerberatung zeigt, dass auch der Begriff „Freiberufler“ 

juristisch präzisiert werden muss. Ein „freies Gewerbe“ fällt unter die Gewerbeordnung, verlangt aber 

grundsätzlich keinen besonderen Befähigungsnachweis. Ein klassischer freier Beruf kann dagegen gerade 

außerhalb der Gewerbeordnung besonders streng reglementiert sein. Die Tätigkeit der Wirtschaftstreuhänder ist 

von der GewO ausgenommen und unterliegt dem Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017. 

Für die Zulassung zur Fachprüfung verlangt § 13 WTBG in der seit 2026 geltenden Fassung grundsätzlich ein 

facheinschlägiges Hochschul- oder Fachhochschulstudium von zumindest 180 ECTS sowie die gesetzlich 
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vorgesehene praktische Tätigkeit.[14] Das Studium ist damit ein zentraler Baustein eines professionellen 

Zulassungssystems, aber nicht die Berufsberechtigung selbst. Hinzu treten Berufspraxis, Fachprüfung und die 

weiteren Voraussetzungen für die öffentliche Bestellung. Die Struktur ähnelt dem Ingenieurbüro, obwohl ein 

anderes Gesetz und ein anderer Berufsstand betroffen sind. 

Hier zeigt sich die Grenze des akademischen Grades besonders klar. Zwei Personen können denselben Grad 

„MSc“ führen, aber völlig unterschiedliche Curricula absolviert haben. Für das WTBG ist daher nicht der 

Gradname als solcher entscheidend, sondern die Facheinschlägigkeit des Studiums. Dasselbe Prinzip gilt im 

Ingenieurbürorecht für das Fachgebiet. Der moderne Arbeitsmarkt verwendet akademische Titel häufig als 

allgemeine Qualitätssignale; das Berufsrecht muss genauer fragen, welche Kenntnisse tatsächlich nachgewiesen 

wurden. 

Ein Handelsakademie-Abschluss allein reicht heute nicht aus, um Steuerberater zu werden. Nach § 

13 WTBG 2017 verlangt der reguläre Zugang zur Steuerberater-Fachprüfung grundsätzlich ein 

facheinschlägiges Hochschul- oder Fachhochschulstudium mit mindestens 180 ECTS und die 

vorgeschriebene einschlägige Praxis.  

Es gibt aber einen wichtigen alternativen Zugangsweg ohne Hochschulstudium: Wer öffentlich 

bestellter Bilanzbuchhalter ist und diesen Beruf anschließend mindestens dreieinhalb Jahre hauptberuflich 

selbständig oder unselbständig ausgeübt hat, ist ebenfalls zur Fachprüfung nach dem WTBG zuzulassen.  

Damit kann eine HAK durchaus am Anfang eines Weges zum Steuerberater stehen, aber nicht unmittelbar: 

HAK → einschlägige Rechnungswesenpraxis → Fachprüfung Bilanzbuchhalter → öffentliche 

Bestellung als Bilanzbuchhalter → mindestens 3,5 Jahre hauptberufliche Bilanzbuchhaltertätigkeit → 

Zulassung zur Steuerberater-Fachprüfung → Steuerberater-Fachprüfung → weitere Voraussetzungen 

der öffentlichen Bestellung als Steuerberater. 

Für die öffentliche Bestellung zum Bilanzbuchhalter verlangt § 7 BiBuG 2014 eine erfolgreich abgelegte 

Bilanzbuchhalter-Fachprüfung und mindestens drei Jahre berufliche fachliche Tätigkeit im 

Rechnungswesen; ein Hochschulstudium ist hierfür nicht vorgeschrieben.  

Das ist für diesen Essay interessant, weil es das zuvor entwickelte „Akademikerprinzip“ erheblich 

präzisiert: Der Steuerberaterberuf kennt einen akademischen Regelzugang, aber seit der aktuellen Rechtslage 

besteht daneben ein gesetzlich ausdrücklich vorgesehener berufspraktischer Aufstiegsweg über den 

Bilanzbuchhalter. Ein Universitätsabschluss ist nicht ausnahmslos zwingende Voraussetzung, um letztlich 

Steuerberater zu werden.  

Für die Grundthese des Essays ist das ein starkes Beispiel: Die Rechtsordnung bewertet nicht 

ausschließlich akademische Herkunft, sondern kann auch eine gestufte berufliche Qualifikations- und 

Erfahrungslaufbahn als Zugang zu einem hochreglementierten freien Beruf anerkennen. 

 

Am Ende aller Zugangssysteme steht der Wortlaut der Befugnis und § 1299 ABGB als haftungsrechtliche 

Gegenprobe. Die seit 1812 geltende Bestimmung behandelt denjenigen, der eine besondere Fachleistung 

übernimmt, nach einem erhöhten Sorgfaltsmaßstab.[5] Darin liegt eine bemerkenswerte Kontinuität. Die 

Ausbildungssysteme haben sich von der jesuitisch geprägten Universität über Matura, Fachhochschule, 

Privathochschule und interdisziplinäre Universität fundamental verändert; das Privatrecht hält zugleich daran 

fest, dass die Übernahme einer qualifizierten Tätigkeit tatsächliche Fachkunde voraussetzt. 

Ein Zeugnis ist daher kein Haftungsprivileg. Im Gegenteil schafft es Vertrauen in besondere Kompetenz. 

Wer eine Aufgabe übernimmt, muss die Grenzen der eigenen Fachkunde erkennen und darf sich nicht darauf 

zurückziehen, formal zur Berufsausübung zugelassen worden zu sein. Gewerberechtliche Berechtigung und 

zivilrechtliche Sorgfalt beantworten verschiedene Fragen: Die eine fragt, ob die Tätigkeit ausgeübt werden darf; 

die andere, ob sie im konkreten Fall fachgerecht ausgeübt wurde. 
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8. Die IT:U als Belastungsprobe des Anerkennungsrechts 

Die 2024 durch Bundesgesetz eingerichtete Interdisciplinary Transformation University in Linz bündelt die 

Spannungen des modernen Anerkennungsrechts in exemplarischer Weise. § 1 IT:U-G richtet sie ausdrücklich als 

Technische Universität ein; sie ist vom Bund errichtet und wird von diesem erhalten.[15] Sie ist damit weder 

Fachhochschule noch Privathochschule und beruht zugleich auf einer eigenen gesetzlichen Grundlage. Diese 

institutionelle Sonderstellung mindert ihre akademische Qualität nicht; sie macht vielmehr sichtbar, dass der 

österreichische Hochschulsektor inzwischen mehrere gesetzliche Organisationsformen kennt. 

Auch dieses Studienrecht folgt einer ausgeprägt kompetenzorientierten Logik. § 33 IT:U-G sieht die modul-, 

projekt- und lehrveranstaltungsbezogene Anerkennung anhand eines Vergleichs der Lernergebnisse vor. 

Nachgewiesene Studienleistungen und Kompetenzen sind anzuerkennen, soweit keine wesentlichen 

Unterschiede bestehen; berufliche oder außerberufliche Kompetenzen können nach Validierung berücksichtigt 

werden.[16] Damit treibt die IT:U eine Entwicklung fort, die bereits in UG und FHG angelegt ist: Nicht allein 

die Herkunft eines Zeugnisses, sondern das konkrete Kompetenzprofil wird zum Maßstab. 

Beim Übergang in das Berufsrecht entsteht Reibung. § 134 GewO arbeitet mit „einschlägigen Fachgebieten“ 

und traditionellen Zuordnungen zu Studienrichtungen. Ein interdisziplinärer Abschluss kann diese Kategorien 

nicht immer eindeutig bedienen. Das Problem lässt sich an zwei Personen mit demselben IT:U-Master 

verdeutlichen. Wer zuvor einen Bachelor in Elektrotechnik absolviert hat und den interdisziplinären Master 

technisch vertieft, kann ein deutlich anders zuordenbares Gesamtprofil aufweisen als jemand, dessen 

Vorstudium aus den Geistes- oder Sozialwissenschaften stammt. Akademisch können beide denselben 

Mastergrad führen; gewerberechtlich muss ihre Facheinschlägigkeit dennoch nicht identisch sein. 

Für die Einordnung eines IT:U-Abschlusses als Zugangselement zu einem Ingenieurbüro spricht zunächst, 

dass das IT:U-G die Einrichtung ausdrücklich als Technische Universität bezeichnet, während § 134 GewO von 

einer „inländischen Universität“ spricht und nicht ausdrücklich auf Universitäten nach dem UG beschränkt ist. 

Eine spezifische gefestigte höchstgerichtliche Rechtsprechung zu dieser neuen Konstellation ist bislang nicht 

ersichtlich. Wissenschaftlich sauber ist daher zwischen institutioneller Einordnung und konkreter 

Fachgebietsprüfung zu unterscheiden. 

Die IT:U legt damit einen Reformdruck offen, der weit über Linz hinausreicht. Je stärker Hochschulen 

interdisziplinär, projektorientiert und individualisiert arbeiten, desto weniger genügt der Name des Studiengangs 

als vollständige Information über Berufsqualifikation. Künftig werden Curricula, Diploma Supplements, 

dokumentierte Lernergebnisse, Projektprofile und einschlägige Praxis wichtiger. Das Berufsrecht muss seine 

Schutzfunktion bewahren und zugleich neue Kompetenzprofile sachgerecht übersetzen können. 

9. Der Weisheitskompass: Bildung, Erfahrung und selbstverantwortete 

Orientierung 

An dieser Stelle gewinnt die Untersuchung eine persönliche und zugleich allgemeine Pointe. Die Frage, was 

aus erworbener Bildung, beruflicher Erfahrung und interdisziplinärem Wissen nach dem Ende einer aktiven 

Berufslaufbahn werden kann, führt über das klassische Anerkennungsrecht hinaus. Der „Weisheitskompass“ 

setzt genau hier an. Er ist seinem Ansatz nach weder Psychotherapie noch psychologische Diagnostik, weder 

verdeckte Lebens- und Sozialberatung noch eine universale Expertenmethode. Sein Gegenstand ist Orientierung: 

Menschen, Gruppen und Organisationen sollen eine Frage, eine Entscheidung oder einen Veränderungsprozess 

aus unterschiedlichen Perspektiven betrachten können und dadurch zu einer eigenständigen, reflektierten 

Haltung gelangen. 

Der Begriff des Kompasses verdeutlicht mehr als eine Metapher. Ein Kompass bestimmt nicht das Ziel und 

schreibt keinen Weg vor. Er eröffnet Richtungsmöglichkeiten. Übertragen auf ein Reflexionsmodell bedeutet 

dies: Der Weisheitskompass stellt Perspektiven bereit, macht Voraussetzungen sichtbar, zeigt Spannungen 
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zwischen Zielen, Werten und Folgen auf und unterstützt die Urteilskraft. Die letztliche Bewertung und 

Entscheidung verbleibt beim Menschen. Damit grenzt sich das Modell sowohl von autoritärer Expertenberatung 

als auch von therapeutischer Intervention ab. 

Seine Qualität liegt in der Verbindung unterschiedlicher Erfahrungsfelder. Technisches Wissen aus dem 

Ingenieur- und Sachverständigenbüro, Erfahrungen aus präventivem Gesundheitsschutz Arbeitssicherheit, 

Qualitätsmanagement, systemischer Prozessbetrachtung, Projektpraxis und Arbeitskräfteüberlassung können mit 

akademisch erworbenen Kenntnissen aus Philosophie, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften sowie 

theologischen Bildungsinhalten in Beziehung gesetzt werden. Diese Elemente verschmelzen rechtlich nicht zu 

einer neuen Universalbefugnis. Sie bilden vielmehr unterschiedliche Erkenntnis- und Erfahrungsperspektiven, 

die in einem Reflexionsprozess legitimerweise nebeneinanderstehen. 

Diese Unterscheidung ist maßgeblich. Die Gewerbeberechtigung des Ingenieurbüros eröffnet einen 

gesetzlich geregelten Beratungsraum auf Fachgebieten. Die Tätigkeit als Sicherheitsfachkraft schafft einen 

weiteren, gesetzlich definierten Beratungsraum: Sie richtet sich ausdrücklich an Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 

betriebliche Organe und umfasst unter anderem Fragen der Arbeitssicherheit, Arbeitsgestaltung, Ergonomie und 

Arbeitsabläufe. Qualitätsmanagement und systemische Prozessberatung sind demgegenüber vor allem 

Methoden- und Kompetenznachweise; akademische Seminarzeugnisse oder Teildiplomprüfungen 

dokumentieren erworbene Kenntnisse, ohne selbständig neue Berufsrechte zu erzeugen. 

Der Weisheitskompass gewinnt seine Stärke, diese Unterschiede nicht zu verwischen. Er erhebt nicht den 

Anspruch, aus umfangreichen Qualifikationen einen neuen Berufsstand zu konstruieren. Er fragt, wie 

erworbenes Wissen in rechtlich zulässiger Form weitergegeben werden kann: durch wissenschaftliche und 

fachliche Autorenarbeit, Vorträge, Seminare, Workshops, Gesprächsgruppen, philosophischen Dialog, spirituelle 

Reflexion und Mentoring mit Bildungscharakter. In diesen Formen steht nicht die professionelle Bearbeitung 

eines persönlichen Defizits im Vordergrund, sondern die Erweiterung des Denk- und Urteilsraums. 

Philosophie und Spiritualität sind notwendige Dimensionen menschlicher Orientierung und keine Zusätze am 

Rand. Technische Machbarkeit beantwortet nicht Fragen nach Verantwortung. Wirtschaftliche Zweckmäßigkeit 

erschöpft nicht die Frage nach gutem Handeln. Ein organisatorisch effizienter Prozess kann menschlich 

fragwürdig sein; eine subjektiv sinnvolle Entscheidung kann an realen Sachzwängen scheitern. Der 

Weisheitskompass darf ausdrücklich nach Sinn, Gewissen, Freiheit, Verantwortung, Endlichkeit, Transzendenz, 

Menschenbild und Wertordnung fragen. 

Die rechtliche Grenze verläuft bei der Funktion des Gesprächs, nicht beim Thema „Spiritualität“. Ein 

philosophischer Dialog über Werte, Verantwortung oder Sinn bleibt etwas anderes als eine professionelle 

Bearbeitung von Persönlichkeitsproblemen, psychischen Belastungen, Beziehungskonflikten oder vergleichbaren 

psychosozialen Problemlagen. § 119 GewO reserviert solche Beratungs- und Betreuungsleistungen für die 

Lebens- und Sozialberatung. Der Weisheitskompass versteht sich als ein Modell strukturierter Reflexion, 

systemischer Prozessbegleitung und praktisch-philosophischer Orientierung. Sein Ausgangspunkt ist nicht die 

Deutungshoheit des Begleiters, sondern die Urteils- und Entscheidungsfähigkeit des Gesprächspartners. 

Im Mittelpunkt steht die Bearbeitung einer konkreten Frage, eines Themas oder eines 

Veränderungsprozesses. Dabei können nichtklinische Arbeitsdiagnosen im Sinne vorläufiger, überprüfbarer 

und jederzeit revidierbarer Arbeitshypothesen gebildet werden. Sie beziehen sich auf Situationen, Prozesse, 

Wechselwirkungen und erkennbare Zusammenhänge; sie dienen der Orientierung im Reflexionsprozess und sind 

ausdrücklich von klinisch-psychologischer Diagnostik oder der Feststellung psychischer Krankheitsbilder zu 

unterscheiden. 

Methodisch verbindet der Weisheitskompass Management und Begleitung von Reflexionsprozessen mit 

systemischer Ausbildungsqualifikation. Management bedeutet in diesem Zusammenhang nicht Fremdsteuerung, 

sondern die sachgerechte Strukturierung des Erkenntnisprozesses: Fragen werden präzisiert, Zusammenhänge 

geordnet, Perspektiven unterschieden, Zielkonflikte sichtbar gemacht und mögliche Handlungsräume 
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erschlossen. Begleitung bedeutet, diesen Prozess fachlich und methodisch zu unterstützen, ohne dem 

Gesprächspartner seine Entscheidung abzunehmen. 

Ein wesentliches Element bildet die Aktivierung vorhandener Ressourcen. Der Weisheitskompass setzt 

nicht primär am vermeintlichen Defizit eines Menschen an, sondern an dessen Wissen, Erfahrung, Fähigkeiten, 

Wertvorstellungen und bereits vorhandenen Handlungsmöglichkeiten. Diese Ressourcen werden im Hinblick auf 

die jeweilige Fragestellung sichtbar und für die Entwicklung eigener Ziele und Lösungsrichtungen nutzbar 

gemacht. 

Die Arbeit kann im Gespräch wie im Text erfolgen. Mündliche Reflexion, schriftliche Verdichtung, 

Leitfragen, Essays, Modelle und argumentativ entwickelte Stellungnahmen können einander ergänzen. Text und 

Gespräch werden damit zu zwei Formen desselben Erkenntnisprozesses: Beide dienen der Klärung, 

Differenzierung und vertieften Betrachtung eines Themas. 

Der Weisheitskompass folgt dabei einem praktisch-philosophischen Ansatz. Er fragt nicht nur danach, 

was technisch möglich, organisatorisch zweckmäßig oder wirtschaftlich sinnvoll ist, sondern auch danach, welche 

Annahmen einer Entscheidung zugrunde liegen, welche Werte miteinander in Spannung stehen, welche Folgen 

absehbar sind und welche Verantwortung der Handelnde selbst zu übernehmen bereit ist. 

Auch spirituelle Perspektiven können Teil dieses Reflexionsraumes sein. Fragen nach Sinn, Gewissen, 

Hoffnung, Endlichkeit, Transzendenz oder dem eigenen Menschen- und Weltbild dürfen ausdrücklich 

einbezogen werden. Der Weisheitskompass gibt dabei keine religiöse oder weltanschauliche Antwort vor. Er 

eröffnet vielmehr zusätzliche Deutungshorizonte, innerhalb derer der Gesprächspartner seine eigene Position 

prüfen und entwickeln kann. 

Entscheidend ist die Rollenverteilung: 

Der Begleiter strukturiert den Prozess; der Gesprächspartner verantwortet die Entscheidung. 

Der Begleiter kann Fragen stellen, Zusammenhänge spiegeln, Arbeitshypothesen formulieren, Ressourcen 

sichtbar machen, Wissen einbringen und unterschiedliche Perspektiven eröffnen. Er übernimmt jedoch weder 

die persönliche Lebensentscheidung noch die Deutungshoheit über den anderen Menschen. 

Der Weisheitskompass behandelt daher nicht den Menschen als zu diagnostizierendes Objekt. Er begleitet 

ihn bei der reflektierten Bearbeitung seiner eigenen Fragen. 

Sein methodischer Kern lässt sich deshalb in einer prägnanten Formel zusammenfassen: 

Arbeitsdiagnose als vorläufige Prozesshypothese, Begleitung statt Bevormundung, 

Ressourcenaktivierung statt Defizitfixierung, Fragenklärung statt vorgefertigter Antwort und 

philosophisch-spirituelle Orientierung unter Wahrung der Eigenverantwortung des Gesprächspartners. 

 

Zentrales Prinzip: Der Mensch bleibt Subjekt und wird nicht zum Beratungsfall. Das Modell kann 

fragen: Was wissen wir tatsächlich? Welche Annahmen treffen wir? Welche technischen und wirtschaftlichen 

Bedingungen bestehen? Welche Interessen und Werte stehen miteinander in Spannung? Welche Folgen hat eine 

Entscheidung für andere? Welche philosophische oder spirituelle Perspektive verändert die Betrachtung? Welche 

Entscheidung kann der Betroffene nach dieser Reflexion selbst verantworten? Der Weisheitskompass nimmt die 

Entscheidung nicht ab. Er verbessert die Qualität des Fragens. 

Für einen Sachverständigen und mit pädagogischen Erfahrungen im Ruhestand eröffnet dieses Modell eine 

anspruchsvolle Form des Wissenstransfers. Es geht nicht darum, eine neue Berufskarriere zu konstruieren, 

sondern über Jahrzehnte erworbene Fachkenntnisse, Erfahrungen und Bildungsinhalte in einem bestimmten 

Umfang weiterzugeben. Der Wert einer solchen Tätigkeit liegt nicht in der Behauptung umfassender 

Zuständigkeit, sondern in intellektueller Redlichkeit: zu wissen, was man weiß; zu erkennen, was man nicht weiß; 

zwischen persönlicher Erfahrung und gesichertem Wissen zu unterscheiden; Grenzen anzuerkennen, wo eine 

gesetzlich vorbehaltene Fachleistung beginnt. 
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Der Weisheitskompass wird zum Beispiel für die Grundthese. Wissen ist weiter als Berechtigung; 

Berechtigung enger als Erfahrung; Verantwortung beginnt, wo aus Wissen eine konkrete Leistung für andere 

wird. Ein reifer Umgang mit Qualifikation besteht nicht in der Maximierung formaler Titel, sondern in der 

präzisen Zuordnung von Wissen, Rolle und Verantwortung. 

10. Wissenschaftsfreiheit, Autorentätigkeit und die Grenzen beruflicher 

Beratung 

Diese Zuordnung wird deutlich, wenn wissenschaftliches Schreiben und philosophisch-spirituelle 

Wissensvermittlung betrachtet wird. Art. 17 StGG garantiert: „Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei.“ Diese 

Freiheit ist nach der Rechtsprechung nicht auf Professoren oder Inhaber akademischer Grade beschränkt. 

Wissenschaftsfreiheit ist kein Standesprivileg der Akademiker. Ein akademischer Grad kann wissenschaftliche 

Qualifikation dokumentieren; er ist aber nicht konstitutive Voraussetzung dafür, wissenschaftlich zu denken, zu 

forschen oder wissenschaftliche Texte zu verfassen. 

Daneben nimmt § 2 Abs. 1 Z 7 GewO die literarische Tätigkeit ausdrücklich vom Anwendungsbereich der 

Gewerbeordnung aus. Wissenschaftliche oder fachliche Autorentätigkeit bedarf nicht allein einer Gewerbe-

berechtigung, weil sie entgeltlich erfolgt. Wissenschaftliche Qualität wird durch Methode, Quellenarbeit, 

Nachprüfbarkeit und argumentative Redlichkeit, nicht durch einen Titel erzeugt. 

Der Ausdruck „Akademikerprinzip“ darf nicht als Verfassungsgrundsatz missverstanden werden. Er 

bezeichnet in bestimmten Berufsgesetzen die Entscheidung des Gesetzgebers, eine akademische Vorbildung 

zum Bestandteil eines Berufszugangs zu machen. Ein klassisches Beispiel ist das Wirtschaftstreuhänderrecht. 

Daraus folgt aber kein allgemeines Monopol von Akademikern auf wissenschaftliche Autorenschaft. 

Ähnliches gilt für die historische Formel „eingehender und umfassender Kenntnisse“. Im früheren 

Ingenieurrecht konnte sie Teil eines geregelten Qualifikationsnachweises sein, bei dem durch schriftliche Arbeit 

und Prüfung vertiefte Fachkenntnis dokumentiert wurde, die einem FH-Absolventen in der Berufsausübung 

gleichzuhalten sind. Diese historische Qualifikation ist als Bestandteil einer Bildungsbiografie bedeutsam; sie 

begründet keine unbegrenzte Wissenschaftsberechtigung noch eine Berufsbefugnis außerhalb des jeweiligen 

gesetzlichen Rahmens. 

Die Grenze bleibt funktional: Wird Erkenntnis dargestellt, diskutiert, gelehrt oder publiziert, steht 

wissenschaftliche beziehungsweise literarische Tätigkeit im Vordergrund. Wird für einen konkreten Auftraggeber 

eine gesetzlich vorbehaltene Fachleistung erbracht, entscheidet das Berufsrecht. Ein Essay über Steuerrecht ist 

keine Steuerberatung; eine philosophische Reflexion über Verantwortung ist keine Psychotherapie; eine 

technische Abhandlung ersetzt keine Gewerbeberechtigung für eine konkrete Planungs- oder Prüfleistung. 

Der Weisheitskompass respektiert diese Grenze. Als Publikation, Vortrag, Seminar, Workshop oder 

philosophisch-spirituelles Reflexionsmodell bewegt er sich in einem Raum der Wissens- und 

Erfahrungsweitergabe. Wird er dagegen innerhalb eines technischen oder sicherheitsbezogenen Mandats 

eingesetzt, kann er Teil einer bereits bestehenden Fachbefugnis sein. Wo er in psychosoziale Problemlösung 

übergeht, beginnt ein anderer berufsrechtlicher Bereich. Nicht die Bezeichnung des Modells, sondern die 

tatsächliche Funktion der Tätigkeit entscheidet. 

11. Schluss: Vom Zeugnis als Privileg zum Kompetenznachweis 

Über vier Jahrhunderte betrachtet, verläuft die österreichische Bildungs- und Berufsrechtsgeschichte von 

statusbezogener Zugehörigkeit zu einer zunehmend funktionalen Qualifikationsordnung. Im 17. Jahrhundert 

legitimierten Konfession, Korporation und Stand den Bildungs- und Berufszugang. Im 18. Jahrhundert 

übernahm der Staat verstärkt die Definition von Institution, Lehrplan und Prüfung. Das 19. Jahrhundert schuf 

mit § 1299 ABGB, Matura und Gewerbeordnung drei bis heute wirksame Grundentscheidungen: 

Fachverantwortung, standardisierte Bildungsanschlüsse und eine rechtlich geordnete Balance zwischen 
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Erwerbsfreiheit und Befähigungsnachweis. Im 20. und 21. Jahrhundert kamen soziale Öffnung, 

Fachhochschulen (1993), private Hochschulen, europäische Vergleichbarkeit und neue universitäre 

Organisationsformen hinzu. 

Die Entwicklung ist keine lineare Ablösung alter durch neue Systeme. Es überlagern sich mehrere Logiken. 

Das Hochschulrecht fragt zunehmend nach Lernergebnissen; das Gewerberecht verbindet formale Ausbildung 

mit Praxis und Prüfung; besondere freie Berufe verfügen über eigene Zulassungsordnungen; das Haftungsrecht 

verlangt unabhängig davon die tatsächlich geschuldete Fachkunde. Deshalb ist die einfache Frage „Ist dieses 

Zeugnis anerkannt?“ methodisch unzureichend. Sie muss ersetzt werden durch die Frage, für welchen Zweck, 

nach welcher Rechtsnorm und mit welcher konkreten Rechtsfolge eine Qualifikation relevant werden soll. 

Der höchste formale Abschluss muss nicht der rechtlich entscheidende sein. Für ein bestimmtes 

Ingenieurbüro kann ein im Bereich eindeutiger technischer Bachelor stärker zuordenbar sein als ein späterer 

interdisziplinärer Master. Eine Meisterprüfung kann hochrangige berufliche Kompetenz nachweisen, ohne ein 

Bachelorgrad zu sein. Ein privat verliehener, aber gesetzlich akkreditierter akademischer Grad kann dieselbe 

akademische Wirkung entfalten wie ein entsprechender UG-Grad, ohne deshalb eine gewerberechtliche 

Befähigungsprüfung zu ersetzen. Und ein IT:U-Abschluss kann vollgültiger universitärer Abschluss sein, 

während seine Zuordnung zu einem traditionellen Berufsfachgebiet einer vertieften Prüfung bedarf. 

Prüfungen und Zeugnisse sind institutionalisierte Vertrauensnachweise. Sie erlauben Hochschulen, 

Behörden, Arbeitgebern und Auftraggebern, Kompetenz nicht jeweils von Grund auf neu zu prüfen. Gerade 

deshalb darf ihre Reichweite nicht überschätzt werden. Die moderne Rechtsordnung behandelt das Zeugnis 

weniger als umfassendes Statusprivileg denn als qualifiziertes Beweismittel für bestimmte Lernergebnisse und 

Berechtigungen. 

Der Weisheitskompass fügt dieser Entwicklung eine weitere, nicht gesetzliche, sondern biografische Ebene 

hinzu. Er fragt, was aus Wissen wird, wenn es nicht mehr primär dem Erwerb eines Titels oder einer neuen 

Berufsberechtigung dient, sondern der verantworteten Weitergabe von Erfahrung. Seine Antwort ist bescheiden 

und dadurch anspruchsvoll: Wissen kann weitergegeben werden, ohne Zuständigkeiten zu usurpieren; 

Philosophie und Spiritualität können Orientierung eröffnen, ohne Therapie zu simulieren; Fachkompetenz kann 

in Reflexion einfließen, ohne ihre rechtlichen Grenzen zu verlieren. 

Der Kompass zeigt Richtungen. Er nimmt dem Menschen weder Urteil noch Verantwortung ab. Es liegt 

darin die reifste Form von Bildung: nicht im Anspruch, für jede Frage die professionelle Antwort zu geben, 

sondern in der Fähigkeit, unterschiedliche Erkenntnisformen zu unterscheiden, ihre Grenzen zu achten und sie 

so miteinander ins Gespräch zu bringen, dass verantwortliches eigenes Denken möglich wird. 
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[9] § 12 Fachhochschulgesetz, BGBl. Nr. 340/1993 idgF. 

[10] § 20 Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 idgF. 

[11] § 18 GewO 1994. 

[12] § 134 GewO 1994. 
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[13] § 19 GewO 1994; ergänzend § 32 GewO 1994 zu Nebenrechten. 

[14] § 13 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017, BGBl. I Nr. 137/2017 idF BGBl. I Nr. 6/2026. 

[15] § 1 Bundesgesetz über das Institute of Digital Sciences Austria (Interdisciplinary Transformation 

University), BGBl. I Nr. 43/2024. 

[16] § 33 IT:U-G, BGBl. I Nr. 43/2024. 

[17] Art. 17 Staatsgrundgesetz 1867; § 2 Abs. 1 Z 7 GewO 1994 zur literarischen Tätigkeit. 

[18] § 119 GewO 1994 zur Lebens- und Sozialberatung. 
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Anhang 
Ein mathematisches Modell des Weisheitskompasses 

Formale Struktur einer systemischen, ressourcenorientierten und 

eigenverantwortlichen Prozessbegleitung 

Konzeptionelle Fassung 

Der Weisheitskompass berechnet nicht den „richtigen“ Lebensweg. Er formalisiert die Bedingungen, unter denen ein 

Mensch seine Möglichkeiten klarer sehen, gegeneinander abwägen und in eigener Verantwortung entscheiden kann. 

1. Erkenntnisstatus des Modells 

Der Weisheitskompass lässt sich mathematisch darstellen, ohne den Menschen mathematisch zu reduzieren. 

Gerade diese Unterscheidung ist für seine wissenschaftliche Seriosität entscheidend. Das folgende Modell ist kein 

psychometrisch validiertes Testverfahren, kein klinisch-diagnostisches Instrument und kein Algorithmus, der aus 

Eingabedaten eine verbindliche Lebensentscheidung erzeugt. Es handelt sich um ein formales, heuristisches 

Modell: Die mathematische Sprache dient dazu, Beziehungen zwischen Perspektiven, Ressourcen, Spannungen, 

Grenzen und Entscheidungsspielräumen präzise sichtbar zu machen. 

Damit wird ein für die systemische Prozessbegleitung wesentlicher Gedanke formal fassbar. Nicht der 

Begleiter „weiß“ die Lösung; er strukturiert einen Prozess, in dem unterschiedliche Sichtweisen geordnet, 

Hypothesen überprüft, Ressourcen aktiviert und Handlungsoptionen hinsichtlich ihrer Tragfähigkeit reflektiert 

werden. Die Mathematik übernimmt dabei dieselbe Funktion wie eine gute Landkarte: Sie ordnet einen Raum, 

ohne den Weg des Reisenden festzulegen. 

Der Anspruch des Modells ist bescheiden und zugleich anspruchsvoll. Es verspricht keine objektive Messung 

von Weisheit. Es bietet vielmehr eine transparente Architektur des Nachdenkens. Seine wissenschaftliche 

Qualität liegt zunächst in der Explizitheit seiner Annahmen: Was sonst leicht diffus bleibt – Gewichtung, 

Zielkonflikt, Realisierbarkeit, Verantwortung und Unsicherheit –, wird benennbar und damit kritisierbar. 

2. Der Perspektivenraum 

Jede konkrete Frage wird im Weisheitskompass nicht aus einer einzigen, vermeintlich überlegenen Sicht 

betrachtet. Sie wird in einen Perspektivenraum gestellt. Für die hier entwickelte Grundfassung umfasst dieser 

sieben Dimensionen: die systemische, technische, wirtschaftliche, soziale, ethische, philosophische und spirituelle 

Perspektive. Sie sind nicht als abgeschlossene Wissenschaftsdisziplinen zu verstehen, sondern als bewusst 

voneinander unterschiedene Betrachtungsrichtungen. 

Formal sei die Menge dieser Perspektiven mit 𝒫 bezeichnet. Jede Perspektive fragt nach einem anderen 

Aspekt derselben Situation: nach Wechselwirkungen und Rückkopplungen, nach Machbarkeit, nach Ressourcen 

und Tragfähigkeit, nach Beziehungen und sozialen Folgen, nach Verantwortbarkeit, nach begrifflicher und 

wertbezogener Klarheit sowie nach Sinn- und Transzendenzbezügen. Keine dieser Perspektiven darf ohne 

Begründung die anderen absorbieren. 
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3. Handlungsoptionen, Bewertungen und Gewichte 

Aus einer Ausgangsfrage F wird zunächst kein vorschnelles Ja oder Nein abgeleitet. Vielmehr wird ein 

Möglichkeitsraum ℋ = {H₁, …, Hₙ} eröffnet. Jede Handlungsoption Hⱼ wird anschließend aus jeder 

Perspektive Pᵢ betrachtet. Der Wert sᵢⱼ bezeichnet die Einschätzung der Option Hⱼ aus der Perspektive Pᵢ. Für 

praktische Anwendungen kann etwa eine normierte Skala von 0 bis 1 verwendet werden: 0 bedeutet einen 

deutlichen Widerspruch oder eine sehr geringe Tragfähigkeit, 1 eine starke Übereinstimmung oder hohe 

Tragfähigkeit; Zwischenwerte bilden Abstufungen ab. 

Nicht jede Perspektive beinhaltet in jeder Fragestellung dasselbe Gewicht. In einer sicherheitskritischen 

technischen Entscheidung können technische, systemische und ethische Gesichtspunkte dominieren; in einer 

existentiellen Sinnfrage können philosophische und spirituelle Perspektiven ein höheres Gewicht erhalten. Diese 

Gewichtung wird durch wᵢ ausgedrückt. Die Gewichte sind nicht von außen „objektiv“ vorgegeben, sondern 

müssen begründet und transparent gemacht werden. Ihre Summe beträgt 1. 

Der gewichtete Perspektivenwert Kⱼ einer Option ergibt sich damit als Summe der gewichteten 

Einzelbewertungen. Er ist kein Wahrheitswert. Er ist eine verdichtete Darstellung dessen, wie stimmig eine 

Option im gewählten Perspektivenraum erscheint. 

 

4. Spannung ist Information: das Divergenzmaß 

Ein bloßer Mittelwert wäre für den Weisheitskompass zu grob. Eine Option könnte beispielsweise technisch 

hervorragend, ethisch jedoch hochproblematisch sein. Würde man nur den Durchschnitt betrachten, könnte ein 

fundamentaler Zielkonflikt verschwinden. Deshalb wird zusätzlich ein Spannungs- oder Divergenzmaß Dⱼ 

eingeführt. Es beschreibt, wie stark die Perspektivenbewertungen um ihren gewichteten Mittelwert streuen. 

Ein niedriger Wert von Dⱼ bedeutet, dass die Perspektiven relativ kohärent in dieselbe Richtung weisen. Ein 

hoher Wert signalisiert einen inneren Konflikt: Die Option kann in manchen Dimensionen sehr attraktiv und in 

anderen deutlich problematisch sein. Gerade diese Spannung ist keine mathematische Unannehmlichkeit, die 

„weggerechnet“ werden sollte. Sie ist inhaltlich bedeutsame Information und bildet häufig den eigentlichen 

Ausgangspunkt vertiefter Reflexion. 

Damit erhält die systemische Prozessbegleitung eine präzise Aufgabe: Nicht bloß den höchsten Summenwert 

zu suchen, sondern die Spannungszonen sichtbar zu machen, in denen eine Entscheidung zusätzliche Klärung 

verlangt. 

 

5. Ressourcen und Realisierbarkeit 

Eine Entscheidung kann aus vielen Perspektiven sinnvoll erscheinen und dennoch praktisch nicht tragfähig 

sein. Deshalb wird für jede Option ein Ressourcen- und Realisierbarkeitsfaktor Rⱼ ∈ [0,1] eingeführt. Er bildet 

nicht den „Wert“ eines Menschen ab, sondern ausschließlich die Frage, in welchem Maß die zur Umsetzung 

einer Option erforderlichen Ressourcen tatsächlich verfügbar oder entwickelbar sind. 

Zu diesen Ressourcen können Zeit, Energie, Wissen, Erfahrung, finanzielle Mittel, soziale Unterstützung, 

institutionelle Möglichkeiten oder rechtlich zulässige Handlungsspielräume gehören. Der ressourcenorientierte 
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Ansatz des Weisheitskompasses verlangt dabei, nicht nur Defizite zu erfassen. Ebenso wichtig ist die Frage, 

welche Fähigkeiten, Beziehungen, Erfahrungen und bisher ungenutzten Möglichkeiten bereits vorhanden sind 

und aktiviert werden können. 

Ressourcenaktivierung verändert damit nicht Menschen von außen; sie erweitert den wahrgenommenen und 

tatsächlich verfügbaren Handlungsraum. 

6. Verantwortung und rechtliche Grenzen als Nebenbedingungen 

Ein Weisheitsmodell darf eine ethisch oder rechtlich unzulässige Option nicht dadurch „retten“, dass andere 

Perspektiven hohe Punktwerte liefern. Deshalb werden rechtliche Zulässigkeit und elementare Verantwortbarkeit 

nicht bloß als weitere Summanden behandelt, sondern als Nebenbedingungen. Eine Handlungsoption gehört nur 

dann zur zulässigen Entscheidungsmenge, wenn sie die maßgeblichen rechtlichen Grenzen wahrt und keine 

fundamentale Verantwortungsgrenze verletzt. 

Formal wird eine zulässige Menge ℋ_zul gebildet. Der Indikator Lⱼ steht für rechtliche Zulässigkeit, Bⱼ für 

eine vorab definierte Basisschwelle verantwortbaren Handelns. Ist eine dieser Bedingungen nicht erfüllt, wird die 

betreffende Option nicht lediglich schlechter bewertet, sondern aus dem zulässigen Entscheidungsraum 

ausgeschieden. 

Dieser Schritt entspricht zugleich der berufsrechtlichen Grundhaltung des Gesamtessays: Qualifikation und 

Freiheit finden ihre Grenze dort, wo fremde Rechte, gesetzliche Vorbehalte oder besondere Schutzbedürfnisse 

beginnen. 

 

7. Der Orientierungswert 

Für jene Optionen, die den zulässigen Entscheidungsraum erreichen, kann ein Orientierungswert Ωⱼ gebildet 

werden. Er verbindet Perspektivenkohärenz, Ressourcenlage und erkennbare Spannungen. Der Parameter λ 

bestimmt, wie stark ungelöste Divergenzen berücksichtigt werden. Ein hoher Spannungswert vermindert damit 

nicht automatisch die Qualität einer Option, sondern signalisiert, dass ihre scheinbare Attraktivität mit inneren 

Konflikten erkauft wird. 

Der Orientierungswert ist bewusst kein „Entscheidungswert“. Er dient der vergleichenden Reflexion. Eine 

numerisch höher bewertete Option kann aus biografischen, gewissenhaften oder sinnbezogenen Gründen 

dennoch verworfen werden. Darin unterscheidet sich der Weisheitskompass von einem Optimierungs-

algorithmus. 

 

8. Die Entscheidung bleibt bei der Person 

Der mathematisch wichtigste Satz des Modells steht am Ende und nicht am Anfang: Die tatsächliche 

Entscheidung H* wird nicht durch arg max Ωⱼ erzwungen. Sie entsteht durch eine personale 

Entscheidungsfunktion Φ_Person. In diese gehen die zulässigen Optionen, ihre Orientierungswerte, das eigene 

Gewissen G, die Lebenserfahrung E und jene nicht vollständig quantifizierbaren Bedeutungen ein, die zum 

Selbstverständnis des Menschen gehören. 
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Die Formel macht sichtbar, was philosophisch bereits vorausgesetzt wurde: Der Gesprächspartner bleibt 

Subjekt des Prozesses. Der Begleiter strukturiert, fragt, spiegelt, macht Spannungen sichtbar, formuliert 

vorläufige Hypothesen und unterstützt die Aktivierung von Ressourcen. Er ersetzt jedoch nicht die personale 

Urteilskraft. 

Darin liegt die eigentliche Grenze und zugleich die Würde des Modells: Es kann Orientierung rationalisieren, 

aber Verantwortung nicht delegieren. 

 

9. Arbeitsdiagnose als revidierbare Prozesshypothese 

Zur systemischen Prozessbegleitung gehört die Möglichkeit, Arbeitsdiagnosen zu formulieren. Der Begriff 

bezeichnet hier ausdrücklich keine klinisch-psychologische Diagnose und keine Feststellung über den Menschen 

als Objekt. Gemeint ist eine vorläufige, sach- und prozessbezogene Hypothese: eine Annahme darüber, welche 

Struktur, Wechselwirkung oder Spannung für die aktuell bearbeitete Frage bedeutsam sein könnte. 

Diese Arbeitshypothese Aₜ umfasst immer einen Zeitindex. Sie gilt nicht endgültig, sondern nur unter dem 

gegenwärtigen Informationsstand. Neue Informationen Iₜ, neue Perspektiven oder eine veränderte 

Selbstbeschreibung können zu einer aktualisierten Hypothese Aₜ₊₁ führen. Das formale Aktualisierungssymbol 

𝒰 bezeichnet diesen Lernvorgang. 

Die Qualität der Arbeitsdiagnose liegt nicht in ihrer Unerschütterlichkeit, sondern in ihrer Revidierbarkeit. 

Eine gute Arbeitsdiagnose eröffnet Fragen; eine schlechte schließt den Menschen vorschnell in eine Erklärung 

ein. 

 

10. Systemische Prozessbegleitung als Transformationskompetenz 

Die Kompetenz systemischer Prozessbegleitung lässt sich schließlich als Transformationsoperator verstehen. 

Xₜ bezeichnet den aktuellen Zustand des Reflexionsprozesses: die Klarheit der Frage, die wahrgenommenen 

Optionen, die sichtbaren Ressourcen, die bestehenden Spannungen und die relevanten Grenzen. Durch neue 

Information Iₜ und qualifizierte Fragen Qₜ wird dieser Zustand nicht mechanisch „gelöst“, sondern in einen 

reicheren Zustand Xₜ₊₁ überführt. 

Der Operator 𝒯_sys steht für genau jene Kompetenz, die der Weisheitskompass in den Mittelpunkt stellt: 

Komplexität nicht vorschnell zu reduzieren, sondern so zu strukturieren, dass neue Unterscheidungen, 

Perspektiven und Handlungsmöglichkeiten entstehen. Systemische Begleitung ist damit weniger die Kunst, 

Antworten zu geben, als die Fähigkeit, den Denk- und Entscheidungsraum eines Menschen auf verantwortbare 

Weise zu erweitern. 

Diese Formulierung verbindet die systemische Ausbildungsqualifikation mit dem praktisch-philosophischen 

Grundgedanken des Modells. Die Qualität des Prozesses zeigt sich nicht daran, ob der Begleiter Recht behält, 

sondern daran, ob der Gesprächspartner klarer sieht, differenzierter urteilt, vorhandene Ressourcen bewusster 

nutzt und seine Entscheidung als eigene verantworten kann. 
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11. Verdichtete Gesamtformel 

Der Weisheitskompass lässt sich damit in einer einzigen formalen Architektur zusammenfassen. Zuerst 

werden zulässige Handlungsoptionen gebildet. Sodann werden sie aus mehreren Perspektiven bewertet und 

gewichtet; innere Spannungen werden ausdrücklich sichtbar gemacht, die praktische Ressourcenlage wird 

berücksichtigt und rechtliche wie elementare ethische Grenzen werden als Nebenbedingungen behandelt. Der 

daraus entstehende Orientierungswert strukturiert die Reflexion, entscheidet aber nicht anstelle der Person. 

In Worten lautet das Modell: Eine Handlungsoption gewinnt an Tragfähigkeit, wenn sie aus mehreren 

begründeten Perspektiven stimmig erscheint, mit vorhandenen oder aktivierbaren Ressourcen realisierbar ist, 

erkennbare Zielkonflikte bewusst verarbeitet und rechtlich wie ethisch verantwortbar bleibt. Ob sie tatsächlich 

gewählt wird, bleibt dennoch eine personale Entscheidung. 

Damit wird der Weisheitskompass mathematisch nicht zu einer Maschine des Entscheidens, sondern zu einer 

Form der intellektuellen Disziplin. Er zwingt dazu, Perspektiven offenzulegen, Gewichtungen zu begründen, 

Spannungen nicht zu verdecken, Ressourcen nicht zu unterschätzen und Grenzen nicht zu überschreiten. 

12. Schluss 

Das formale Modell führt zum Ausgangspunkt zurück. Weisheit lässt sich nicht berechnen; wohl aber lässt 

sich die Qualität eines Reflexionsprozesses erhöhen. Mathematik kann zeigen, wo Annahmen verborgen, 

Gewichtungen unausgesprochen, Spannungen übersehen oder Ressourcen unterschätzt werden. Sie kann 

Transparenz herstellen. Sie kann jedoch nicht an die Stelle der Person treten. 

Der Weisheitskompass verbindet zwei scheinbar gegensätzliche Ansprüche: methodische Strenge und 

personale Freiheit. Die Strenge liegt in der transparenten Struktur des Prozesses; die Freiheit darin, dass kein 

numerischer Wert das Gewissen, die Erfahrung und die Selbstverantwortung des Menschen ersetzt. 

Der krönende Satz des Modells lautet nicht „Die höchste Zahl gewinnt“, sondern: Der Begleiter ordnet den 

Entscheidungsraum – die Person verantwortet den Weg. 

Symbolische Lesart des Modells 

Symbol Bedeutung Funktion im Weisheitskompass 

K_j gewichtete Perspektivenkohärenz 
verdichtet die begründeten 

Einschätzungen mehrerer Blickrichtungen 

D_j Perspektivenspannung 
macht Zielkonflikte und innere 

Widersprüche sichtbar 

R_j Ressourcen-/Realisierbarkeitsfaktor 
prüft, ob eine Option praktisch getragen 

werden kann 

L_j, B_j 
rechtliche und elementare 

Verantwortungsgrenzen 
definieren den zulässigen 

Entscheidungsraum 

Ω_j Orientierungswert 
strukturiert die Reflexion, ohne die 

Entscheidung zu ersetzen 

Φ_Person personaler Entscheidungsakt 
belässt Gewissen, Sinn und 

Verantwortung beim Gesprächspartner 

Formale Präzision dient nicht der Transparenz: Sie macht sichtbar, warum eine Entscheidung tragfähig 

erscheint – und warum die Verantwortung dennoch bei der Person verbleibt. 
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Notationsübersicht 

zum Anhang »Ein mathematisches Modell des Weisheitskompasses«  

Die folgende Übersicht dient als verbindlicher Leseschlüssel für die im mathematischen Modell verwendeten 

Zeichen. Sie erläutert nicht nur die formale Bedeutung der Symbole, sondern auch ihre Funktion innerhalb der 

systemischen Prozessbegleitung. Das Modell ist als heuristische Struktur der Reflexion zu lesen: Es ordnet 

Perspektiven, Handlungsoptionen, Spannungen, Ressourcen und Grenzen; die personale Entscheidung selbst 

bleibt dem mathematischen Modell ausdrücklich entzogen. 

I. Grundmengen, Indizes und Perspektiven 

Symbol Bedeutung 
Wertebereich / 

Form 
Funktion im Modell 

F Ausgangsfrage 
eine konkret zu 

klärende 

Fragestellung 

Bezeichnet den sachlichen Ausgangspunkt 

des Reflexionsprozesses. 

ℋ Menge der Handlungsoptionen 
ℋ = {H₁, …, 

Hₙ} 

Eröffnet den Möglichkeitsraum; das 

Modell beginnt bewusst nicht mit einer 

vorweggenommenen Einzellösung. 

Hⱼ j-te Handlungsoption Hⱼ ∈ ℋ 
Eine konkrete Alternative, die aus 

sämtlichen relevanten Perspektiven geprüft 

wird. 

n Anzahl der Handlungsoptionen n ∈ ℕ, n ≥ 1 
Bestimmt die Größe des betrachteten 

Möglichkeitsraums. 

𝒫 Menge der Perspektiven 

𝒫 = {P_sys, 

P_tech, P_econ, 

P_soc, P_eth, 

P_phil, P_sp} 

Der siebendimensionale Perspektivenraum 

des Weisheitskompasses. 

Pᵢ i-te Perspektive i = 1, …, 7 
Bezeichnet jeweils eine einzelne Sichtweise 

innerhalb des Perspektivenraums. 

i Perspektivenindex i ∈ {1, …, 7} Läuft über die sieben Perspektiven. 

j Optionsindex j ∈ {1, …, n} 
Läuft über die betrachteten 

Handlungsoptionen. 
 

Die Kürzel der sieben Perspektiven bedeuten: sys = systemisch, tech = technisch, econ = wirtschaftlich, soc = sozial, eth = ethisch, phil = 

philosophisch, sp = spirituell. 

 

II. Bewertung, Gewichtung, Spannung und Orientierungswert 

Symbol Bedeutung 
Wertebereich / 

Form 
Funktion im Modell 

sᵢⱼ Perspektivische Einzelbewertung sᵢⱼ ∈ [0,1] 
Bewertung der Option Hⱼ aus der 

Perspektive Pᵢ; 0 steht für geringe, 1 für hohe 

Stimmigkeit im jeweils definierten Kriterium. 

wᵢ Gewicht der Perspektive Pᵢ 
wᵢ ≥ 0;  Σᵢ wᵢ = 

1 

Drückt die fallbezogene Bedeutung einer 

Perspektive aus. Gewichtungen müssen 

begründet, nicht bloß gesetzt werden. 
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Symbol Bedeutung 
Wertebereich / 

Form 
Funktion im Modell 

Kⱼ Gewichteter Perspektivenwert Kⱼ = Σᵢ wᵢ sᵢⱼ 

Verdichtet die Einzelbewertungen zu 

einem Orientierungsmaß, ohne einen 

Wahrheits- oder Entscheidungsanspruch zu 

erheben. 

Dⱼ Divergenz- bzw. Spannungsmaß 
Dⱼ = √[Σᵢ wᵢ(sᵢⱼ 

− Kⱼ)²] 

Macht sichtbar, wie stark die Perspektiven 

einer Option auseinanderliegen. Hohe 

Divergenz weist auf Klärungsbedarf und 

Zielkonflikte hin. 

λ 
Divergenzgewicht / 

Sensitivitätsparameter 
0 ≤ λ ≤ 1 

Bestimmt, wie stark ungelöste Spannungen 

den Orientierungswert mindern. 

Rⱼ 
Ressourcen- und 

Realisierbarkeitsfaktor 
Rⱼ ∈ [0,1] 

Erfasst, in welchem Maß die für Hⱼ 

erforderlichen Ressourcen vorhanden oder 

aktivierbar sind. 

Ωⱼ Orientierungswert 
Ωⱼ = Kⱼ Rⱼ (1 − 

λDⱼ) 

Verbindet perspektivische Stimmigkeit, 

Realisierbarkeit und Divergenz zu einer 

vergleichenden Reflexionsgröße. 

 

 

 

 

III. Zulässigkeit, Verantwortung und personale Entscheidung 

Symbol Bedeutung 
Wertebereich / 

Form 
Funktion im Modell 

Lⱼ Indikator rechtlicher Zulässigkeit Lⱼ ∈ {0,1} 
Lⱼ = 1 bedeutet, dass die Option die 

maßgeblichen rechtlichen Mindestbedingungen 

erfüllt. 

Bⱼ 
Indikator elementarer 

Verantwortbarkeit 
Bⱼ ∈ {0,1} 

Bⱼ = 1 bedeutet, dass die vorab definierte 

Basisschwelle verantwortbaren Handelns 

erfüllt ist. 

ℋ_zul 
Menge der zulässigen 

Handlungsoptionen 
ℋ_zul = {Hⱼ ∈ 

ℋ : Lⱼ = 1 ∧ Bⱼ = 1} 

Schließt Optionen aus, die rechtlich 

unzulässig oder unterhalb der definierten 

Verantwortbarkeitsschwelle liegen. 

H* 
Tatsächlich gewählte 

Handlungsoption 
H* ∈ ℋ_zul 

Bezeichnet die personale Entscheidung. 

Sie wird ausdrücklich nicht automatisch durch 

den höchsten Ω-Wert erzeugt. 

Φ_Person Personale Entscheidungsfunktion 
H* = 

Φ_Person(ℋ_zul, 

Ω, G, E) 

Formalisiert, dass die Person die 

Entscheidung unter Einbezug der 

Modellinformationen selbst verantwortet. 

G 
Gewissen / innere normative 

Orientierung 
nicht numerisch 

festgelegt 

Steht für nicht vollständig quantifizierbare 

normative Selbstbindung und persönliche 

Verantwortungsübernahme. 
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Symbol Bedeutung 
Wertebereich / 

Form 
Funktion im Modell 

E Lebenserfahrung 
nicht numerisch 

festgelegt 

Bezeichnet biografisches 

Erfahrungswissen, das in die personale 

Urteilsbildung einfließt. 

 

 

 

IV. Arbeitsdiagnose, Lernen und systemische Prozessbegleitung 

Symbol Bedeutung 
Wertebereich / 

Form 
Funktion im Modell 

Aₜ 
Arbeitsdiagnose / 

Prozesshypothese zum Zeitpunkt t 
vorläufige 

Hypothese 

Eine ausdrücklich nichtklinische, sach- und 

prozessbezogene Arbeitshypothese, die 

jederzeit revidierbar bleibt. 

Iₜ 
Neue Information zum Zeitpunkt 

t 
qualitativ oder 

quantitativ 

Neue Beobachtungen, Aussagen, Daten 

oder Einsichten, die eine Revision der 

Arbeitsdiagnose auslösen können. 

𝒰 Aktualisierungsoperator Aₜ₊₁ = 𝒰(Aₜ, Iₜ) 
Bezeichnet den Lern- und 

Revisionsvorgang der Arbeitsdiagnose. 

t Prozess- bzw. Zeitindex t = 0,1,2,… 
Kennzeichnet die fortlaufenden Schritte 

eines Reflexions- und Lernprozesses. 

Xₜ Zustand des Reflexionsprozesses 
mehrdimensionale 

Zustandsbeschreibung 

Bündelt den aktuellen Stand von 

Frageklarheit, Optionen, Ressourcen, 

Spannungen und Grenzen. 

Qₜ 
Qualifizierte Fragen zum 

Zeitpunkt t 
inhaltlich offen 

Steht für jene Fragen, die neue 

Unterscheidungen, Perspektiven und 

Reflexionsmöglichkeiten eröffnen. 

𝒯_sys 
Systemischer 

Transformationsoperator 
Xₜ₊₁ = 𝒯_sys(Xₜ, 

Iₜ, Qₜ) 

Symbolisiert die Kompetenz systemischer 

Prozessbegleitung: Komplexität so zu 

strukturieren, dass neue Orientierung möglich 

wird. 
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V. Leseregel des Gesamtmodells 

Die mathematische Darstellung ist in vier Ebenen zu lesen: Zuerst wird ein zulässiger Möglichkeitsraum 

eröffnet. Sodann werden die Optionen multiperspektivisch bewertet, gewichtet und auf innere Spannungen 

untersucht. Anschließend werden Ressourcen und rechtlich-ethische Nebenbedingungen berücksichtigt. Erst 

danach entsteht ein Orientierungswert. Dieser Wert informiert die Entscheidung, ersetzt sie jedoch nicht. 

Kernprinzip: Die Mathematik strukturiert den Entscheidungsraum; die personale Urteilskraft bleibt letzte 

Instanz. 

Methodischer Hinweis: Die Skalen und Parameter dienen der transparenten Reflexion. Sie sind nicht als klinische, psychometrische oder 

naturgesetzliche Messgrößen zu verstehen, solange ihre empirische Validität nicht gesondert untersucht und nachgewiesen worden ist. 
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